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Z
u den Unterschieden zwischen
dem aktuellen Flüchtlingsdrama
und der Lage der deutschen Hei-
matvertriebenen nach 1945 zählt

nicht zuletzt ein Paradoxon: Damals war
die Frage der Rückkehr der Millionen
Deutschen aus dem Osten, die es in die
westlicheren Teile ihres Vaterlandes ver-
schlagen hatte, über viele Jahre, ja Jahr-
zehnte eines der großen Themen der ver-
triebenenpolitischen Debatte. Im Flücht-
lingsdiskurs heute ist dagegen fast nur
von der Integration und von ihren Heraus-
forderungen die Rede. Der Unterschied
mutet umso seltsamer an, als es damals
um die vergleichsweise einfachere Auf-
nahme von sprachlich und kulturell eng
verwandten Gruppen ging und nicht um
Flüchtlinge aus oft völlig anderen kultu-
rellen und religiösen Milieus.

Gewiss, 1945 wusste man, dass der
Krieg definitiv zu Ende war, während heu-
te im Nahen Osten ein Ende der militäri-
schen Auseinandersetzungen noch nicht
in Sicht ist. Doch man muss auch sehen,
welche Zustände nach 1945 in jenen Ge-
bieten herrschten, die bis dahin jahrhun-
dertelang Heimat der vertriebenen Deut-
schen gewesen waren: Kommunismus,
Misswirtschaft und Mangel an elemen-
tarsten Menschenrechten. Insofern war
das Ziel der Rückkehr für viele Ostdeut-
sche immer mit der Erwartung verknüpft,
dass vorher die kommunistischen Diktatu-
ren überwunden werden müssten.

Gemessen an dieser schwierigen Kon-
stellation, war der Rückkehrwunsch er-
staunlich stark. Das „Recht auf die Hei-
mat“ wurde gefordert, sobald dies den Be-
troffenen unter den Verhältnissen der alli-
ierten Besatzungsherrschaft und des soge-
nannten Koalitionsverbotes möglich

schien, spätestens dann eindrucksvoll
und vernehmlich in der Stuttgarter Char-
ta der Heimatvertriebenen 1950: „eines
der von Gott geschenkten Grundrechte
der Menschheit“. Die Forderung war in
den 1950er Jahren noch kein allgemein
anerkannter Völkerrechtstitel; doch das
„Recht auf die Heimat“ und das hieß vor
allem auch immer: auf die Rückkehr dort-
hin, gehörte seit den 1960er Jahren zu
den wichtigsten Kapiteln im politischen
Katechismus der Landsmannschaften. Ab-
geleitet wurde es wenn nicht aus dem Na-
turrecht, so doch aus mehreren Sätzen
des positiven Völkerrechts.

Noch zehn Jahre nach Flucht und Ver-
treibung ermittelte 1956 eine Emnid-Um-
frage bei 57 Prozent der Ostdeutschen die
„bedingungslose“ Bereitschaft zur Rück-
kehr in die alte Heimat; weitere 22 Pro-
zent knüpften diese Bereitschaft an be-
stimmte Bedingungen, womit zumeist an-
dere politische Verhältnisse gemeint wa-
ren. Das bedeutete aber nichts anderes,
als dass drei Viertel der Befragten die
neue Heimat noch immer gerne gegen die

alte eingetauscht hätten, und das obwohl
die Integration unter den Vorzeichen des
Wirtschaftswunders bereits kräftig voran-
schritt. 1958 gründeten einige Lands-
mannschaften sogar eigens eine „Arbeits-
gemeinschaft für Rückkehrplanung“.

Das alles ist umso bemerkenswerter,
als die Frage der Rückkehr der deutschen
Vertriebenen schon damals das Problem
aufwarf, dass in den um 1945 verlassenen
Gebieten nunmehr oft Polen, Tschechen
und andere lebten, die von den Regierun-
gen ihrer Staaten gezielt dort angesiedelt
worden waren. In dem – auch bei diesem
Thema keineswegs „revanchistischen“ –
Bund der Vertriebenen setzte sich des-
halb in den 1960er Jahren die Überzeu-
gung durch, dass eine neuerliche Vertrei-
bung von nunmehr in den Vertreibungsge-
bieten lebenden Menschen kein Ziel deut-
scher Politik sein dürfe. Der Raum solle
vielmehr nach Rückkehr jener Deut-
schen, die das wünschten, in einer euro-
päischen Friedensordnung der Zukunft
gemeinsam bewohnt werden. In einigen
der fraglichen Regionen war dies ohnehin
schon vor 1945 der Fall gewesen.

Vergleicht man diese historischen Ent-
wicklungen mit dem aktuellen Gesche-
hen, so fällt ins Auge: Die Rückkehr syri-
scher oder irakischer Flüchtlinge nach
dem Ende der Kriegshandlungen wäre in-
sofern leichter, als in deren Heimat bis-
lang eben nicht systematisch andere Men-
schen angesiedelt worden sind. Das ist
ein gravierender Unterschied. Offensicht-
lich ist aber auch, dass den Flüchtlingen
der in aller Regel vorhandene natürliche
Rückkehrwunsch von der Aufnahmege-
sellschaft nicht ausgeredet werden darf,
indem diese fast ausschließlich von dauer-
hafter Integration spricht. Ganz im Ge-

genteil: Der Wunsch nach Rückkehr soll-
te vom Gaststaat nach Kräften gefördert
werden, weil ein Wiederaufbau der –
dann ehemaligen – Kriegsgebiete ohne ei-
nen großen und agilen Teil der dort sozia-
lisierten Menschen schwer möglich sein
wird.

Unabhängig davon muss kurz- und mit-
telfristig alles für eine gute Aufnahme der
Flüchtlinge in Deutschland, in ganz Euro-
pa und vor allem in den unmittelbaren
Nachbarländern der Krisenstaaten getan
werden. Doch sollte die Fürsorge – auch
mit der Möglichkeit des Erwerbs von Bil-
dungsabschlüssen und beruflichen Quali-
fikationen – vor allem als Voraussetzung
für eine erfolgreiche Rückkehr verstan-
den werden. Arbeitsgemeinschaften für
Rückkehrplanung wären heute also aktu-
eller denn je! Dazu müsste sich ein Teil
der bundesdeutschen Gesellschaft aller-
dings von der Lebenslüge verabschieden,
qua Asylrecht und Genfer Flüchtlingskon-
vention – statt mit vernunftgeleiteter ge-
zielter Einwanderungspolitik – das demo-
graphische Desaster der Bundesrepublik
abwenden oder zumindest wesentlich ab-
mildern zu können. Und es müsste die
Einsicht wachsen, dass es nichts mit Hu-
manität zu tun hat, aus – wohl sogar nur
vermeintlich – eigennützigen Motiven ei-
nem späteren Wiederaufbau der heutigen
Kriegsgebiete die wichtigsten personel-
len Kräfte dauerhaft zu entziehen.

Hinzu kommt, dass selbst die „primä-
ren“ Formen von Flüchtlingsschutz zu-
nächst nur ein Aufenthaltsrecht von drei
Jahren gewähren. Es wird im Fall eines
Fortdauerns des Krieges zu verlängern
sein. Dann aber gilt nach den Richtlinien
des UNHCR, dass es keine Verpflichtung
der aufnehmenden Staaten gibt, Perso-
nen auf Dauer Asyl zu gewähren, bei de-

nen „die Grundlage für ihren Flüchtlings-
status nicht mehr besteht“. Für eine ande-
re Politik gibt es gerade auch vor dem
deutschen Erfahrungshintergrund mit
zwölf Millionen Heimatvertriebenen
nach 1945 keinen Anlass. Der Blick auf
ihre Geschichte zeigt vielmehr, dass Mi-
granten, die ihr Land nicht aus wirtschaft-
lichen Motiven verlassen haben, oft noch
zehn bis 15 Jahre später an einer Rück-
kehr interessiert sind. Es würde zudem
die deutsche Flüchtlingsdebatte um Kon-
tingente und Obergrenzen beruhigen,
wenn sich Konsens darüber herstellen lie-
ße, dass es derzeit um humanitäre Nothil-
fe für einen Übergangszeitraum geht,
nicht aber um den Beginn einer regello-
sen Masseneinwanderung auf Dauer.

Die deutschen Vertriebenen sind jahr-
zehntelang dafür beschimpft worden,
dass sie am „Recht auf die Heimat“ fest-
hielten. Erst lange nachdem eine Rück-
kehr für die alt gewordenen Deutschen
aus dem Osten faktisch kein Thema mehr
war, kam es bei der Beendigung eines
ganz anderen Konflikts in Exjugoslawien
1995 zu einem völkerrechtlichen Durch-
bruch: Im Vertrag von Dayton einigten
sich Bosnien-Hercegovina, Serbien und
Kroatien unter amerikanisch-europäi-
scher Patenschaft darauf, den Flüchtlin-
gen des Bosnien-Krieges die Rückkehr zu
ermöglichen. Davon haben bei weitem
nicht alle, aber doch erfreulich viele Ge-
brauch machen können. Es wäre ein
schlimmer Rückschritt, wenn in den Kon-
flikten der Gegenwart in Vergessenheit
geriete, wie kostbar das Recht von Flücht-
lingen und Vertriebenen ist, wieder in
ihre Heimat zurückkehren zu können.
Professor Dr. Manfred Kittel ist Historiker und war
Direktor der Bundesstiftung, Flucht, Vertreibung,
Versöhnung.

Schon klar: Bonn war nicht Weimar.
Und Berlin ist nicht Bonn. Die Bonner
Republik ist eine andere als die Berli-
ner Republik. Zweifellos hat sich das
nunmehr souveräne Land durch die
Wiedervereinigung grundlegend verän-
dert. Doch kann man bezweifeln, dass
der Begriff „Berliner Republik“, der
vor gut zwei Jahrzehnten aufkam, heu-
te im politischen Alltag besonders prä-
sent ist.

Gleichwohl kann man die Frage stel-
len, inwiefern sich diese „Neugrün-
dung“ Deutschlands im Recht gespie-
gelt hat – und das hat das Frankfurter
Max-Planck-Institut für europäische
Rechtsgeschichte unter seinem Direk-
tor Thomas Duve getan. Der „Rechts-
wissenschaft in der Berliner Republik“
hat es zwei Workshops gewidmet, und
dazu erscheint ein Buch. Stefan Rup-
pert schreibt, es liege nahe, an die Vor-
stellung der Berliner Republik anzu-
knüpfen, die in den neunziger Jahren
vor allem von journalistischer und sozi-
alwissenschaftlicher Seite entwickelt
wurde. So lesen sich demnach die
Schriften von Johannes Gross „in wei-
ten Teilen wie ein etwas wehmütiger
Abschied von der alten Bundesrepu-
blik. Deren konsensstiftenden Institu-
tionen wie Parteien, Kirchen und Ge-
werkschaften traute er diese Rolle in ei-
ner Berliner Republik nicht mehr zu.
Der Abschied aus der Bonner Provinz
beende, so schien es, die Isolation ei-
nes politischen Kartells von der Gesell-
schaft.“ Wer, so Ruppert, aus der Fort-
geltung des Grundgesetzes allein eine
ungebrochene Kontinuität des gesam-
ten Rechtssystems ableiten wolle, der
greife zu kurz.

Tatsächlich hat sich im vergangenen
Vierteljahrhundert viel im Recht ge-
tan, man denke nur an das Europa-
recht. Seine Bedeutung ist gewachsen,
nicht jedoch die Begeisterung sogar sei-
ner glühenden Anhänger. Die Staats-
schuldenkrise und die Hilfspakete für
Griechenland sowie zuletzt die Flücht-
lingskrise haben für eine Ernüchte-
rung gesorgt. Es wird ja auch die These
vertreten, der Preis für die Wiederverei-
nigung sei die Abschaffung der
D-Mark und die Einführung des Euros
gewesen. Ein Wiederaufflammen na-
tionaler Egoismen, eine Rückbesin-
nung auf eigene Interessen sind jeden-
falls Zeichen des vergangenen Viertel-
jahrhunderts, an dessen Anfang das
Versprechen der politischen Union Eu-
ropas stand.

Völkerrechtlich ist die Bundesrepu-
blik souverän geworden – Kampfeinsät-

ze der Bundeswehr auch jenseits einer
Verteidigung des Bundesgebiets (frü-
her undenkbar) sind nahezu Normali-
tät geworden. Der Kampf gegen den in-
ternationalen Terrorismus hat in die-
ser Form neue Herausforderungen ge-
schaffen. Das Verhältnis von Staat und
Religion wird in einem anderen Licht
gesehen. Die Begriffe Ehe und Familie
sind mit neuen Inhalten gefüllt worden
– der Schutz vor der Diskriminierung
und die Forderung nach Gleichstel-
lung bestimmter Lebensformen stehen
auf der politischen Agenda. Noch nicht
abgeschlossen sind Fragen des DDR-
Unrechts, und auch das Wirtschafts-
strafrecht steht vor neuen Herausforde-
rungen.

Zur Entwicklung des Verfassungs-
rechts schreibt Julian Krüper: Das
Staatsorganisationsrecht scheine
„stärker politisch begriffen und einge-
setzt zu werden, wofür etwa auch die
gleich zweimalige Vertrauensfrage
Gerhard Schröders, die vorübergehen-
de Aufkündigung des einstigen frakti-
onsübergreifenden ,Wahlrechtskonsen-
ses‘ durch die bürgerliche Koalition un-
ter Angela Merkel oder der Versuch ste-
hen, über eine restriktive Parteien-
finanzierungsregel (3-Länder-Klausel)
neue politische Parteien ,klein‘ zu hal-
ten.“ Hier sei ein Wechsel in der verfas-
sungspolitischen Kultur der Berliner
Republik zu verzeichnen: „Der konsti-
tutionelle Comment verliert an Bedeu-
tung.“

Marietta Auer befasst sich mit der
Rechtstheorie und den besonderen Be-
findlichkeiten der Berliner Republik,
die aus dem vor einem Vierteljahrhun-
dert begonnenen „sozialen Großver-
such der deutschen Wiedervereini-
gung“ stamme. Ist es wirklich gelun-
gen, so fragt sie, „die Geister der Bon-
ner Republik zu exorzieren? Oder le-
ben sie im Berliner Unterbewusstsein
weiter? Welches Lebensgefühl ist hier
genau entstanden?“ Dazu zitiert sie
aus einer Schilderung aus dem Berli-
ner Stadtteil Prenzlauer Berg, der an-
geblichen „Modellsiedlung der Berli-
ner Republik“. Doch auch das ist wohl
schon Geschichte.

  REINHARD MÜLLER

Dass der fast schon vergessene Skandal
um sogenanntes Döner-Gammelfleisch
ein Jahrzehnt später noch einmal Ein-
fluss auf die Geschichte des deutschen
Strafrechts nehmen könnte, war kaum
vorherzusehen.

Bei Stichproben war 2006 festgestellt
worden, dass einige Produzenten minder-
wertige Ware als Kalb-, Rind- oder Lamm-
fleisch angeboten oder ihren Produkten
Bindemittel zugesetzt hatten. Remzi K.,
„Berlins bekanntester Dönerproduzent“
(„taz“) wurde 2008 durch das Amtsge-
richt Tiergarten zu einer fünfstelligen
Geldstrafe verurteilt. Danach stand K. un-
ter engmaschiger Beobachtung der
Aufsichtsbehörden. Bei mehreren Lebens-
mittelkontrollen wurde zwar kein vergam-
meltes Fleisch mehr gefunden. Es stellte
sich aber heraus, dass er Rindfleischpro-
dukte falsch etikettiert hatte. Das ist, weil
auf scharfen europäischen
Verordnungsvorgaben beruhend, nicht
nur Verwaltungsunrecht, also bloßer Buß-
geldtatbestand. Das deutsche Rindflei-
schetikettierungsrecht bestraft vielmehr
denjenigen mit Freiheitsstrafe bis zu ei-
nem Jahr (oder mit Geldstrafe), der Rind-
fleisch nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig etikettiert. Nach-
dem K. deshalb 2012 in erster Instanz
ohne viel Federlesen zu einer weiteren
Strafe von 25000 Euro verurteilt worden
war, entwickelte sich erst beim Vorsitzen-
den der Berufungsstrafkammer des Land-
gerichts Berlin ein verfassungsrechtliches
Störgefühl. Mit einem gut begründeten
Beschluss setzte er das Verfahren aus und
legte dem Bundesverfassungsgericht zwei
Fragen vor, die die formelle Seite des

Rindfleischetikettierungsgesetzes betref-
fen. Man hatte in der Ministerialbürokra-
tie die Vorgaben aus Brüssel so defizitär
umgesetzt, dass den zur Tatzeit geltenden
Vorschriften nicht einmal mehr zu ent-
nehmen war, welches Bundesministeri-
um zum Erlass konkretisierender Rechts-
verordnungen zuständig sein sollte. Das
wirft Fragen des strafrechtlichen Grund-
satzes der Gesetzesbestimmtheit und
Normerlasskompetenz auf. Sie sind frei-
lich nur für Spezialisten interessant.

Von übergreifendem, ja fundamenta-
lem Interesse für das deutsche Strafrecht
ist eine dritte Frage, die die Richtervorla-
ge aus Berlin gar nicht gestellt hat: Ist das
Rindfleischetikettierungsgesetz unter
dem Gesichtspunkt des Strafrechts als Ul-
tima Ratio des Gesetzgebers verfassungs-
gemäß? So formuliert es kein Geringerer
als der Präsident des Bundesverfassungs-
gerichts, Andreas Voßkuhle. In einem so-
genannten Zustellungsvermerk im Verfah-
ren 2 BvL 1/15 – dieser dient nach der Ge-
schäftsordnung des Gerichts dazu, Mei-
nungen externer Sachverständiger einzu-
holen – heißt es im vorsichtigen Justizkon-
junktiv, aus dem allgemeinen Persönlich-
keitsrecht könnten sich besondere Anfor-
derungen an die Strafbewehrung einer
Verhaltensnorm ergeben, „weil Strafe
den Wert- und Achtungsanspruch des Be-
troffenen berührt“. Nicht nur dies indi-
ziert, dass Karlsruhe grundsätzlich wer-
den möchte, sondern auch, wer den Ver-
merk unterschrieben hat. Der für das
Strafrecht zuständige Berichterstatter

Herbert Landau hätte bei einer Richter-
vorlage nach der Geschäftsordnung die
Zustellung selbst veranlassen können.
Hat er aber nicht, und das ist ein Hinweis
auf eine Senatsentscheidung zu Strafe
und Strafrecht in der demokratischen Ge-
sellschaft, die er offenbar zu seinem plan-
mäßigen Amtszeitende im nächsten Jahr
vorbereitet.

Sie ist angesichts der ungehemmten
und ungebundenen Straflust des Gesetz-
gebers bitter nötig. Aktuelle Beispiele für
mit kraftmeiernder Rhetorik unternom-
mene „Bewältigungen“ gesellschaftlicher
Konflikte durch deren „Bekämpfung“ mit
Kriminalstrafrecht als Prima Ratio sind
rasch genannt. Im Alphabet aktueller
Rechtspolitik von Angestelltenbeste-
chung über Doping bis zum Vertragsarzt-
wesen lautet die rechtspolitische Antwort
in aller Regel: Mehr Strafe, bei gleichzeiti-
ger Versicherung in der Bundestags- oder
Bundesratsdrucksache: „Erfüllungsauf-
wand: Keiner“.

Ob das stimmt oder ob die gesellschaft-
lichen Kosten für den flächendeckenden
Einsatz des Strafrechts nicht zu hoch
sind, darüber wird außerhalb von Veran-
staltungen wie dem Anwaltstag (General-
thema 2016: „Wenn das Strafrecht alles
richten soll“) in einem verfassungspoliti-
schen Bezugsrahmen kaum mehr disku-
tiert – und hier sollte Karlsruhe einen
Kontrapunkt setzen. Den geeigneten An-
knüpfungspunkt dürfte in der Tat das Per-
sönlichkeitsrecht mit der besonderen Be-
tonung der Menschenwürde abgeben.
Doch müsste das Gericht zunächst ein in
der Staatsrechtslehre verbreitetes, aber
grundgesetzinkompatibles Freiheitsver-
ständnis endgültig überwinden. Diese

spätidealistische Lesart versucht, das
vom Gesetzgeber unter Strafe gestellte
Verhalten bereits aus der umfassend ge-
meinten Freiheitsklausel des Grundgeset-
zes zu exkludieren. Wer töte, stehle oder
hehle, so die Doktrin, übe kein Grund-
recht aus, das mit anderen verfassungs-
rechtlichen Belangen überhaupt in Kolli-
sion geraten könne. Diese These markiert
also nicht den Beginn einer Debatte, son-
dern deren vorzeitiges Ende. Sie lässt die
differenzierte Schrankendogmatik des
Verfassungsrechts gar nicht erst zu Wort
kommen.

Zu welchen Unzuträglichkeiten dies
führen kann, zeigt gerade der Ausgangs-
fall: Will man ernsthaft sagen, wer Rind-
fleisch falsch etikettiert, obwohl das Pro-
dukt selbst in Ordnung ist, steht außer-
halb des Grundgesetzes? Die verfassungs-
rechtliche Anbindung des Ultima-Ratio-
Grundsatzes beim Persönlichkeitsrecht
ist auch deshalb gut gewählt, weil das Ge-
richt ihm in einer langen Kette von Ent-
scheidungen zwischen dem Volkszäh-
lungsurteil und der Entscheidung zur prä-
ventiven Online-Durchsuchung immer
wieder innovative Schutzgehalte entnom-
men hat. Dieser Aspekt könnte auch eine
gewisse legitimatorische Bringschuld zu
tilgen helfen. Denn die naheliegende kriti-
sche Nachfrage, warum Karlsruhe erst
jetzt den „wahren“ verfassungsrecht-
lichen Gehalt der Ultima-Ratio-Formel
hebt, obwohl eine eigenständige Bedeu-
tung des Grundsatzes in seiner Judikatur
bislang nicht zu erkennen war und in 65
Jahren Spruchtätigkeit noch kein einziges
Strafgesetz an dieser Hürde gescheitert
ist, könnte unter Hinweis auf diese dyna-
mische Rechtsprechungslinie zumindest
zum Teil beantwortet werden.

Doch wo sollte sich das Gericht inhalt-
lich positionieren? Nur elementare, be-
deutende oder zumindest wichtige Ge-
meinwohlbelange können nach dem heu-
tigen Stand der Verfassungsrechtspre-
chung Strafvorschriften legitimieren. Das
führte bislang zu einem extrem weiten
Raum verfassungsrechtlicher Freiheit, in
dem der Gesetzgeber von ihm erlassene
allgemeine Ge- oder Verbote gerade mit
den Mitteln des Strafrechts bewehren
darf, anstatt sie mit weniger pejorativen
zivil-, verwaltungs-, berufs-, wettbe-
werbs- oder polizeirechtlichen Sanktio-
nen zu belegen, wie dies Landau in einem
aktuellen Beitrag in der „Neuen Zeit-
schrift für Strafrecht“ anmahnt. Zu ent-
scheiden wäre also, wo die äußersten Um-
grenzungen dieses Raumes verlaufen. In-
haltlich könnte eine denkbare Linie auf ei-
nen Offensichtlichkeitsmaßstab hinaus-
laufen. Nur dann, wenn eine Strafnorm
für jeden Sachkundigen ohne längere Prü-
fung erkennbar den Bezug zu ausreichend
stark rechtfertigenden Gemeinwohlbelan-
gen verloren hat, dürfte es begründbar
sein, dass sie schon allein deshalb gegen
Verfassungsrecht verstößt. Der Berliner
Ausgangsfall dürfte in diese Rubrik gehö-
ren.

Die Richtung könnte also lauten: Weni-
ger rechtspolitisch dampfplaudernde „Be-
kämpfung“, mehr rechtsstaatliche Verbre-
chensbekämpfungsbegrenzung (Wolf-
gang Naucke). Dann klappt’s auch wieder
mit dem Steuerungsanspruch des Straf-
rechts.
Professor Dr. Matthias Jahn ist Direktor des
Instituts für das Gesamte Wirtschaftsstrafrecht der
Goethe-Universität Frankfurt und Richter am
Oberlandesgericht.

Das kostbare Recht auf Rückkehr

Schluss mit straflustig
Das Strafrecht muss das letzte Mittel der Gesetzgebung bleiben – jetzt ist das Bundesverfassungsgericht am Zug / Von Matthias Jahn
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Was ist aus der
Berliner Republik
geworden?

Berlin ist nicht Weimar.  Foto dpa

Viele deutsche
Vertriebene wollten
in ihre Heimat zurück.
Heute ist das geltendes
Recht – und doch ist
fast nur noch von
Integration die Rede.

Von Manfred Kittel
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